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Kinderbetreuung verlässlich möglich machen – das muss in Hessen passieren 

Kommunen können Kitas –  
Vertrauen statt Vorgaben ins Gesetz! 
Kita-Plätze und Fachpersonal sind knapp. Vielerorts können nicht alle Kinder einen Betreuungsplatz 
bekommen, die einen wollen. Und immer wieder kommt es zu Gruppenschließungen, weil der hohe 
gesetzliche Mindestpersonalstandard nicht eingehalten werden kann. Andernorts können neue Grup-
pen erst gar nicht eröffnet werden.  
Das muss aber nicht so bleiben. Mit mehr Realismus im Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch 
und der Verankerung der Ganztagsbetreuung im Schulkindalter in den Schulen lässt sich das ändern. 

 
Gute Arbeit in den Kitas und die Leistungen der Trä-
ger nicht schlecht reden 
Nie gab es in Hessen so viel pädagogisches Personal 
in Kitas. Über 56.000 Menschen arbeiten in Hessens 
Kitas, machen täglich Bildung, Betreuung und Erzie-
hung möglich und unterstützen so ganz konkret und 
unentbehrlich Kinder und Eltern. Trotz deutlich ver-
besserter Personalschlüssel heißt es etwa aus Bun-
des- und Landespolitik immer wieder, die Qualität in 
Kitas sei nicht gut. Mehr ist denk- aber nicht mach-
bar, aber: Das sehr gut qualifizierte Personal leistet 
sehr viel. Die Träger haben die Arbeitsbedingungen, 
vor allem auch die Entlohnung deutlich verbessert.  
Die Forderung: Die Arbeit der Kitas darf nicht dau-
ernd schlechtgeredet werden. Mitarbeitende und 
Träger verdienen Vertrauen! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Praxistaugliche Personalstandards regeln 
Immer wieder hat das Land Hessen die Personalmin-
deststandards für Kitas erhöht. Zuletzt 2020 wurde 
zwingend mehr Personal für Leitungsaufgaben und 
höhere Reserven für Krankheit und Urlaub vorgege-
ben. Der Haken: Das nötige Personal gab und gibt es 
nicht. Die Folge: Kita-Plätze sind in Hessen knapper 
als es sein müsste. 
Daher die Forderung: Die gesetzlichen Mindest-
standards müssen runter, damit verlässliche Kinder-
betreuung für möglichst alle Kinder möglich wird. 
Das Gesetz sollte festschreiben, dass mindestens die 
Hälfte des Kita-Personals aus Fachkräften und die 
übrige Belegschaft aus zuverlässigen und fortgebil-
deten Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern 
bestehen darf. Das muss dauerhaft möglich sein. 
Andere Bundesländer sind hier viel weiter. Zeit auch 
für Hessen, ins Handeln zu kommen. 
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Schulkindbetreuung gehört in die Schule  
Per Bundesgesetz wurde zum 1. August 2026 ein 
Rechtsanspruch auf Schulkindbetreuung eingeführt. 
Die Länder können regeln, dass schulische Angebote 
diesen Anspruch aus dem Jungendhilferecht erfül-
len.  
Die Forderung: So eine Regelung muss das Land 
Hessen endlich umfassend treffen. Dabei muss es 
auch möglich sein, dass in Schulen Betreuungsange-
bote z.B. von Elterninitiativen und Gemeinden ge-
schaffen und weiter betrieben werden können. Da 
können die personellen Anforderungen dann auch 
niedriger sein als in Kitas, denn zum einen sind die 
Kinder älter und weiter entwickelt, zum anderen ist 
die Vermittlung von Bildungsinhalten im Schwer-
punkt Sache des Unterrichts. 
 
Bessere Finanzierung 
Kinderbetreuung kostet vor allem die Kommunen 
viel Geld. Die Ausgaben für Kitas wachsen schnell. 
 

 

Die Forderungen:  
1. Das Land muss die Kommunen bei dieser Auf-

gabe besser unterstützen, neben den Pauschal-
zahlungen für den Betrieb auch bei den Schlüs-
selzuweisungen im Kommunalen Finanzaus-
gleich.  

2. Es muss auf Dauer eine einfache Investitionsför-
derung geben, die Kommunen und Träger wirk-
sam entlastet. 

3. Die Landeszuschüsse für die Freistellung der El-
tern von Kita-Gebühren für Kinder über drei 
muss deutlich erhöht werden. 

4. Und natürlich: Höhere Standards oder Auswei-
tungen von Rechtsansprüchen gibt es nur ge-
gen kompletten Mehrbelastungsausgleich 
(Konnexität) durch das Land. 

 
Vertrauen in Träger und Personal  
Betreiber von Kitas beschäftigen qualifizierte und 
engagierte Mitarbeitende. Betreiber von Kitas ste-
hen im Wettbewerb mit anderen um Personal und 
um die Gunst der Eltern. Sie haben in aller Regel ei-
nen guten Ruf zu verlieren. Statt auf Vertrauen setzt 
Hessen bisher auf starre Vorgaben. So verlieren die 
Träger viele Spielräume, ein gutes Arbeitsumfeld zu 
gewährleisten. 
Schrägstes Beispiel: Seit der letzten Erhöhung der 
Personalstandards in Kitas sollen Kita-Leitungen 
vom Gruppendienst in der Betreuung freigestellt 
werden. Darüber klagen viele Betroffene in kommu-
nalen Kitas, weil sie in diesen Beruf gegangen sind, 
um mit Kindern zu arbeiten. Kinderfreundliches Per-
sonal per Gesetz von Kindern fernzuhalten ist keine 
gute Idee.  
Die Forderung deshalb: Kita-Trägern darf man ver-
trauen. Weniger starre Vorgaben bis in die letzten 
Details von Personalausstattung und Personalein-
satz sind dringend geboten. Die Träger müssen die 
Freiheit bekommen, ihren Laden so zu organisieren, 
wie es zu Personal und Sozialraum passt. Auch hier 
muss das Land endlich tätig werden, etwa indem es 
starre Vorgaben wie Leitungsfreistellung streicht. 
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Der Hessische Städte- und Gemeindebund e.V. (HSGB) – Starker Partner der Kommunen  
ist der mitgliederstärkste kommunale Spitzenverband der kreisangehörigen Kommunen in Hessen. Er bündelt gemeinsame Anliegen und 
Belange seiner Mitgliedsstädte und -gemeinden und vertritt sie gegenüber dem Hessischen Landtag, der Hessischen Landesregierung 
sowie gegenüber anderen Körperschaften und Organisationen. Darüber hinaus leistet der HSGB Rechtsberatung und Prozessvertretung 
für seine Mitglieder. Von den 417 kreisangehörigen Städten und Gemeinden gehören 400 dem Hessischen Städte- und Gemeindebund 
399 Kommunen als Mitglieder an. Hinzu kommen über 100 kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts (z.B. Zweckverbände) als 
außerordentliche Mitglieder. 
Hinter dem Verband steht eine starke ehrenamtliche Struktur. Vertreterinnen und Vertreter der Mitgliedskommunen arbeiten in Präsi-
dium, Hauptausschuss und den Fachausschüssen mit. Jede Mitgliedskommune entsendet einen Vertreter in die Mitgliederversammlung, 
das höchste Organ des Hessischen Städte- und Gemeindebundes. Die Mitgliederversammlung wählt das Präsidium (10 Mitglieder) sowie 
den Hauptausschuss (30 Mitglieder). Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, dem Ersten Vizepräsidenten, dem Vizepräsidenten 
sowie sieben Beisitzern und dem Sprecher der Geschäftsführung oder einem Stellvertreter. Der Hauptausschuss beschließt wichtige Stel-
lungnahmen des HSGB zu Gesetzen, Verordnungen und Erlassen. Die sechs Fachausschüsse des Verbandes erarbeiten verbandspolitische 
Initiativen und nehmen Stellung zu Gesetzentwürfen, Verordnungen und Erlassen der Landesregierung sowie zu Gesetzentwürfen der 
Landtagsfraktionen, um die Entscheidungen der Organe vorzubereiten. 

 

Freiräume für Vielfalt lassen 
Von der Naturkita im Bauwagen bis zum klassischen 
Kindergarten: Die gesetzlichen Vorgaben müssen 
Platz für ganz unterschiedliche Konzepte und An-
sätze lassen. Diese große Vielfalt verbietet schon 
enge gesetzliche Vorgaben.  
Die Forderung: Rückbau von Vorgaben ist angesagt 
und möglich! Das Land ist in der Verantwortung, 
bessere und einfachere Gesetzgebung sowie einfa-
chere Verfahren, etwa zur Zulassung ausländischer 
Fachkräfte zu regeln. 
 
Bürokratische Verfahren ändern 
Der Quereinstieg in Kitas ist in Hessen ein Hindernis-
lauf. So müssen Kita-Träger anders als andere Ar-
beitgeber gegenüber einer anderen Behörde be-
gründen, warum eine Kraft zur Einrichtung passt. 
Das prüft dann das örtliche Jugendamt. Daneben 
muss das Sozialministerium in Wiesbaden noch die 
fachliche Eignung feststellen. 
Auch bei Bau und Ausstattung von Kitas reden viele 
Behörden mit und stellen häufig detaillierte Anfor-
derungen, obwohl die gesetzlichen Grundlagen viel 
Spielräume lassen. 
Die Forderungen:  
1. Eignung ist das zentrale Kriterium – die muss da 

sein. Welche geeigneten und unbescholtenen 
Leute die Träger beschäftigen und ob das in ihr 
Konzept passt, müssen die Kita-Träger endlich 
allein beurteilen dürfen. Denn: Wie soll das Ju-
gendamt das besser wissen? 

2. Das Land muss für Träger und Jugendämter 
eine Positivliste erstellen: Welche wie ausgebil-
deten Kräfte wurden schon als geeignet aner-
kannt?  

 
 
 
 
 
 
 

 
3. Auch bei Bau und Ausstattung von Kitas muss 

es Sache des Trägers sein, wie er im Rahmen 
des Baurechts für einen angemessen ausgestat-
teten und sichern Kindergarten sorgt. Dafür gibt 
es beispielsweise Hinweise der Unfallkassen. 
Auch dafür müssen Jugendämter nicht noch zu-
sätzliche Anforderungen formulieren. 

 
Keine Exklusion durch Inklusion 
Derzeit führt die Aufnahme von Kindern mit beson-
derem Förderbedarf in Kitas zwingend zum Wegfall 
von Betreuungsplätzen in der Kita-Gruppe. 
Die Forderungen: 
1. Die bisher praktizierte zwingende Platzreduzie-

rung im Zusammenhang mit Inklusionsmaß-
nahmen bewirkt Exklusion und muss wegfallen. 

2. Besondere Förderung von Kindern mit Behinde-
rung ist nicht immer in allen Kitas möglich. Ob 
eine Förderung in einer allgemeinen oder einer 
auf besondere Bedürfnisse zugeschnittenen 
Einrichtung passt, muss mit Blick auf das Kinds-
wohl realistisch abgeschätzt werden. 


